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  Resolution 2702 (2023) 
 
 

  verabschiedet auf der 9458. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 30. Oktober 2023 
 
 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine Resolution 1970 (2011) und alle seine späteren Resolutionen 
zu Libyen, namentlich die Resolutionen 2259 (2015), 2510 (2020), 2542 (2020), 2570 
(2021), 2619 (2022), 2629 (2022), 2647 (2022) und 2656 (2022), die Erklärung seiner Prä-
sidentschaft vom 16. März 2023 (S/PRST/2023/2) und seine Presseerklärungen, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zu einem von den Vereinten 
Nationen moderierten und von der internationalen Gemeinschaft unterstützten inklusiven 
politischen Prozess unter libyscher Führungs- und Eigenverantwortung, der auf dem vom 
6+6-Ausschuss gebilligten aktualisierten Wahlgesetz aufbaut und die möglichst baldige Ab-
haltung freier, fairer, transparenter und inklusiver landesweiter nationaler Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen ermöglicht, 

 nimmt Kenntnis von dem Gesetz Nr. 28/2023 über die Präsidentschaftswahlen und 
dem Gesetz Nr. 27/2023 über die Parlamentswahlen, die vom libyschen Repräsentantenhaus 
am 5. Oktober 2023 angenommen wurden, und stellt ferner fest, dass der Vollzug dieser 
Gesetze die Entschlossenheit aller Parteien und eine politische Lösung der noch offenen 
politischen Streitfragen im Zusammenhang mit den Wahlen erfordert, 

 unter Hinweis darauf, dass alle libyschen Interessenträger nachdrücklich zugesichert 
hatten, die Unabhängigkeit und Integrität des Wahlprozesses sowie die Wahlergebnisse zu 
unterstützen und zu achten, mit der Aufforderung an alle Interessenträger, sich an diese Zu-
sicherungen zu halten, und ferner mit der Aufforderung an alle Interessenträger, sich über 
einen von den Vereinten Nationen moderierten Dialog und in einem Geist der Kompromiss-
bereitschaft stärker um die Lösung der noch offenen politischen Streitfragen im Zusammen-
hang mit den Wahlen zu bemühen, um die Umstände und Voraussetzungen für die Wahlen, 
einschließlich eines sicheren Umfelds, zu schaffen, die Wahlen auf der Grundlage eines 
tragfähigen Wahlgesetzes durchzuführen und die Übergangszeit zu beenden, 

 mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die Sicherheitslage in Libyen, insbesondere 
über die gewaltsamen Zusammenstöße zwischen bewaffneten Gruppen in der Region  
Tripolis am 14. August 2023 und in Bengasi Anfang Oktober, die zu Opfern unter der Zi-
vilbevölkerung und zur Zerstörung ziviler Infrastruktur geführt haben, unterstreichend, wie 
wichtig frühzeitige Maßnahmen zur Konfliktprävention sind, mit der Aufforderung an alle 
Parteien, Fortschritte auf der politischen und der Sicherheitsschiene zu erzielen und ihren 
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der Bereitstellung humanitärer Hilfe für Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten, mit 
der Aufforderung an die libyschen Behörden, Maßnahmen zur Schließung der Internierungs-
zentren für Migrantinnen und Migranten zu ergreifen und das Leid aller Menschen in Libyen 
dringend zu lindern, indem sie die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen in allen Tei-
len des Landes beschleunigen, und alle Parteien nachdrücklich auffordernd, den vollen,  
sicheren und ungehinderten humanitären Zugang zu ermöglichen und zu erleichtern, 

 unter Hinweis auf seine Resolution 2510 (2020), in der er von allen Konfliktparteien 
verlangte, ihre Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völ-
kerrechts, einzuhalten, und betonend, dass die für Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht und für Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe Verantwortlichen zur Rechen-
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Institutionen und Behörden auf, vertrauensbildende Maßnahmen zu ergreifen, um ein güns-
tiges Umfeld für erfolgreiche nationale Präsidentschafts- und Parlamentswahlen zu schaf-
fen, indem sie unter anderem die volle, gleichberechtigte, wirksame, konstruktive und  
sichere Teilhabe der Frauen und die Einbeziehung von Vertreterinnen und Vertretern junger 
Menschen und der Zivilgesellschaft in allen Aktivitäten und Entscheidungsprozessen im Zu-
sammenhang mit den Bemühungen um einen demokratischen Übergang und Aussöhnung 
gewährleisten; 

 8. bekundet seine Besorgnis über die humanitäre Lage in Libyen, insbesondere 
nach den katastrophalen Überschwemmungen im Osten Libyens, spricht den Hinterbliebe-
nen und den Betroffenen sein aufrichtiges Beileid aus, würdigt die Solidarität, die das liby-
sche Volk in Reaktion auf die Überschwemmungen gezeigt hat, fordert die internationalen 
Partner auf, in Abstimmung mit den libyschen Behörden und den Vereinten Nationen hu-
manitäre Hilfe zu leisten, fordert die libyschen Behörden und die maßgeblichen Interessen-
träger auf, den uneingeschränkten, sicheren und ungehinderten Zugang humanitärer Hilfe 
zu den notleidenden Menschen zu gestatten und zu erleichtern, und unterstreicht die Not-
wendigkeit einer von der UNSMIL unterstützten koordinierten nationalen Plattform zur 
Freigabe von Mitteln für die langfristigen Wiederaufbaumaßnahmen sowie die Notwendig-
keit einer transparenten Verwaltung und Aufteilung des Wiederaufbaus unter wirksamer 
Aufsicht und mit Rechenschaftspflicht gegenüber dem libyschen Volk; 

 9. betont, dass es keine militärische Lösung in Libyen geben kann, fordert alle Par-
teien auf, Gewalt und alle sonstigen Handlungen zu unterlassen, die Spannungen oder Kon-
flikte verschärfen, Zivilpersonen gefährden und den politischen Prozess oder die Waffen-
ruhe vom 23. 
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